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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Organisation du Parlement

Gleich mit drei Vorstössen wollte die SVP ein transparenteres Abstimmungsverfahren
im Ständerat durchsetzen. Während die parlamentarische Initiative Reimann (svp, SG)
(11.406) eine Veröffentlichungspflicht für die Abstimmungsresultate in der kleinen
Kammer forderte, wurde mit der parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion (11.410)
die Einführung einer elektronischen Abstimmungsanlage wie sie der Nationalrat bereits
seit längerer Zeit benutzt, auch im Ständerat gefordert, da diese 2011 ohnehin einer
baulichen Revision unterzogen werde. Die Kommission des Nationalrates stellte sich
gegen beide Vorstösse. Sie begründete dies damit, dass der Nationalrat dem Ständerat
nicht vorschreiben dürfe, wie dessen Abstimmungsprozedere aussehen soll. Darüber
hinaus stehe im Ständerat eine parlamentarische Initiative Jenny (svp, GL) (11.490) an,
die dasselbe Ziel verfolge. Würde den beiden Initiativen Folge gegeben, sei dies im
besten Fall überflüssig und im schlechtesten Fall kontraproduktiv. Die grosse Kammer
hielt sich jedoch nicht an diese Begründung. Die Wählerschaft müsse die Möglichkeit
haben, das Abstimmungsverhalten nicht nur der National- sondern auch der Ständeräte
zu kennen. Mit 93 zu 70 Stimmen wollte die grosse Kammer dem Ständerat ein Signal
setzen und gab beiden Initiativen Folge. Die Fraktionen waren dabei mit Ausnahme der
geschlossen für Folge geben stimmenden SVP und GLP und der bei fünf Enthaltungen
geschlossen dagegen stimmenden CVP gespalten. Die staatspolitische Kommission des
Ständerates und die kleine Kammer äusserten sich zu den beiden Vorstössen im
Berichtjahr noch nicht.
Behandelt wurde aber die angesprochene Parlamentarische Initiative Jenny (svp, GL).
Diese verlangt die elektronische Erfassung und die Veröffentlichung von Namenslisten
bei Schluss- und Gesamtabstimmungen in der kleinen Kammer. Die staatspolitische
Kommission des Ständerates empfahl mit Stichentscheid ihres Präsidenten der
Initiative keine Folge zu geben. Die Mehrheit argumentierte, dass Diskussion und
Kompromissfindung als wichtige Grundlage in der kleinen Kammer eingeschränkt
würden, weil aufgrund des öffentlichen Drucks bzw. der Erwartungen von
Interessengruppen und Parteien die Bereitschaft des einzelnen Ratsmitglieds für
Konzessionen eingeschränkt würde. Die Debattenkultur und differenzierte
Argumentationsweise würde aufgrund tendenziös durch Ratings ausgewerteter
Abstimmungslisten auf eine Schlussabstimmung reduziert. Die Minderheit
argumentierte nicht nur mit mehr Transparenz, sondern auch mit einer geringeren
Fehleranfälligkeit der elektronischen Stimmabgabe gegenüber der Auszählung von
Hand. Im Ständerat entbrannte in der Sommersession eine lebendige Debatte, die
schliesslich – unter Namensaufruf – knapp mit 22 zu 21 Stimmen und einer Enthaltung
zugunsten der Initiative ausfiel. Bereits im Oktober legte die SPK-SR eine
entsprechende Vorlage für die nötige Änderung des Geschäftsreglements des
Ständerats vor. Darin wurde vorgeschlagen, alle Abstimmungen elektronisch
durchzuführen und Gesamtabstimmungen, Schlussabstimmungen, Abstimmungen mit
qualifiziertem Mehr und auf Verlangen von mindestens zehn Ratsmitgliedern in Form
von Namenslisten zu veröffentlichen. Damit geht die Vorgabe weniger weit als das
Prozedere im Nationalrat, wo alle Abstimmungen, insbesondere auch die
Detailberatungen, veröffentlicht werden. Anders als noch im Juni folgte die kleine
Kammer mit 25 zu 20 Stimmen dem Antrag der Minderheit und beschloss Anfang
Wintersession Nichteintreten. Nachdem dann allerdings innert kurzer Zeit Fehler beim
Auszählen von Hand passierten – die Internetplattform Politnetz filmte die
Abstimmungen und konnte nachweisen, dass bei der Abstimmung über das
Importverbot von Reptilienhäuten gleich zwei Mal falsch gezählt wurde – stellte Jenny
(svp, GL) einen Rückkommensantrag, der nach nochmaliger Diskussion mit 23 zu 20
Stimmen angenommen wurde. Jenny wollte den Vorschlag noch einmal an die
Kommission zurückgeben und der Rat beschloss mit 28 zu 10 Stimmen Eintreten. Die
SPK-SR muss sich des Geschäfts 2013 also noch einmal annehmen. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 10.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Gleich drei parlamentarische Initiativen waren im Berichtjahr im Ständerat hängig, die
ein transparenteres Abstimmungsverfahren im Ständerat verlangten: einer
parlamentarischen Initiative Reimann (svp, SG) (11.406) sowie einer parlamentarischen
Initiative der SVP-Fraktion (11.410), welche die Veröffentlichung der
Abstimmungsresultate der kleinen Kammer und die Einführung einer elektronischen
Abstimmungsanlage forderten, wurden 2012 im Nationalrat Folge gegeben. Nachdem
Ende 2012 einige Fehler beim Auszählen von Hand passierten, welche durch die
Videoaufzeichnungen der Internetplattform Politnetz an die Öffentlichkeit gelangt
waren, hiess die kleine Kammer auch einen Rückkommensantrag auf eine
parlamentarische Initiative Jenny (svp, GL) (11.490) gut, die kurz vor dem Bekanntwerden
der Auszählfehler im Rat noch abgelehnt worden war. Diese dritte Initiative sah zwar die
elektronische Durchführung aller Abstimmungen vor, wollte die Namenslisten aber nur
bei Gesamtabstimmungen, Schlussabstimmungen, Abstimmungen mit qualifiziertem
Mehr oder auf Verlangen von mindestens zehn Ratsmitgliedern veröffentlicht wissen.
Den beiden Anliegen aus der grossen Kammer zur generellen Veröffentlichung der
Abstimmungsergebnisse wollte der Ständerat nicht nachkommen und gab ihnen keine
Folge. Der Kommissionsentwurf auf der Basis der parlamentarischen Initiative Jenny
wurde in der Frühjahrssession diskutiert. Man war sich einig, dass man das Geschäft
unter den veränderten Vorzeichen – tatsächlich waren die im Berichtjahr erneut
festgestellten Fehlzählungen Gegenstand zahlreicher hämischer Bemerkungen in
Medien und Gesellschaft gewesen – zum Abschluss bringen müsse. Die Einführung einer
elektronischen Abstimmungsanlage war deshalb mehr oder weniger unbestritten,
obwohl einige Votanten wie bereits im Vorjahr auf die spezielle Situation in der
„chambre de réflexion“ verwiesen. Anders als im Nationalrat soll aber auf Antrag der
Kommission nicht volle Transparenz herrschen, wie das von einer Minderheit beantragt
wurde, sondern die Vorschläge Jennys sollen übernommen werden. Diesem Antrag
folgten die Kantonsvertreterinnen und -vertreter mit 24 zu 18 Stimmen. Bei der
Schlussabstimmung wurde das revidierte Geschäftsreglement mit 28 zu 14 Stimmen
gutgeheissen. Die Kosten für die Abstimmungsanlage, die ab der Frühjahrssession 2014
zum Einsatz kommen soll, wurden auf CHF 600'000 veranschlagt. In der Wintersession
endete damit die 165-jährige Tradition des Handerhebens im Ständerat. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 22.03.2013
MARC BÜHLMANN

In der Frühjahrssession wurde die elektronische Abstimmungsanlage im Ständerat in
Betrieb genommen. Zum ersten Mal seit 1848 werden in der kleinen Kammer für
Schluss- und Gesamtabstimmungen nicht mehr die Hände erhoben, sondern
elektronisch abgestimmt. Die Stimmprotokolle weisen die Ständeräte und -rätinnen
gemäss ihrer Kantons-, nicht aber gemäss ihrer Parteizugehörigkeit aus. Die
Beschaffung und Einrichtung der Anlage kostete rund CHF 600‘000 und benötigte ein
Jahr. Der Wechsel von Hand- zu elektronischer Abstimmung ging auf mehrere Vorstösse
und Pannen bei der Auszählung in der Chambre de réflexion zurück. Am Sessionsende
zeigten sich die Mitglider der kleinen Kammer zufrieden mit der neuen Anlage. Die
Angst der Gegner der Umstellung, dass sich aufgrund des sicht- und analysierbareren
Abstimmungsverhaltens eher ein Blockverhalten zeigen würde, bewahrheitete sich
nicht. Allerdings konnte eine höhere Präsenz bei Abstimmungen als früher beobachtet
werden, wie einige Ständerätinnen und Ständeräte zu Protokoll gaben. 3

AUTRE
DATE: 03.03.2014
MARC BÜHLMANN
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